
In dem Rechtsstreit [oder: in der Angelegenheit]
des Herrn X
vertreten durch Rechtsanwalt R
gegen
das Krankenhaus K
treffen Herr X (nachfolgend: Auftraggeber)
und Rechtsanwalt R folgende
Erfolgshonorarvereinbarung

I. Geschäftsgrundlage
Geschäftsgrundlage dieser Erfolgshonorarvereinbarung sind die
schriftlichen Angaben, die der Auftraggeber Herrn Rechtsanwalt R
mit Schreiben vom [Datum] gemacht hat und welches hiermit im
allseitigen Einverständnis als Anlage zu dieser Urkunde genommen
wird. Der Auftraggeber hat darin seine wirtschaftliche Situation im
Wesentlichen wie folgt dargestellt: […]
Angesichts dieser wirtschaftlichen Verhältnisse erscheint ein Prozess-
kostenhilfeantrag aussichtslos. Der Auftraggeber erklärte, dass ihm
in Anbetracht seiner wirtschaftlichen Situation die Geltendmachung
des hohen Schadensersatzanspruchs mit der gebotenen Hilfe eines
Fachanwalts nur dann möglich wäre, wenn der beauftragte Anwalt
bei dem vorliegend geschätzten Streitwert von 50.000 € auf einen
Teil seiner Gebühren in Höhe von 70% verzichte.

II. Prozessrisiko
Dem Auftraggeber steht aufgrund seiner Fehlbehandlung im Kran-
kenhaus K ein Schadensersatzanspruch in geschätzter Höhe von ins-
gesamt 50.000 € zu. Ein durch die Schlichtungsstelle eingeholtes
Sachverständigengutachten hat den Vorwurf des Behandlungsfeh-
lers bestätigt, kam allerdings gleichzeitig zu dem Ergebnis, dass die
Kausalität des Behandlungsfehlers für die bei dem Auftraggeber
eingetretenen Schäden nicht mit Sicherheit festgestellt werden kann.
Erfolgsaussichten für die Geltendmachung der Schadensersatzforde-
rungen bestehen nach bisherigem Verfahrensstand nur dann, wenn
dem behandelnden Arzt ein grober Behandlungsfehler im gericht-
lichen Verfahren nachgewiesen werden könnte. Bei dieser Sachlage
kann das Prozessrisiko zugunsten des Auftraggebers unter Berück-
sichtigung des ins Auge gefassten Betrages von 50.000 € zugunsten
des Auftraggebers auf allenfalls 1/3 angesetzt werden.

III. Vergütung
Die Parteien sind sich darüber einig, dass der Auftraggeber mit
rechtskräftigem Abschluss des Rechtstreits im Erfolgsfalle 250%
der gesetzlichen Vergütung für die erste Instanz zu zahlen hat. Im
Misserfolgsfalle reduziert sich die gesetzliche Vergütung auf 30%.
Der Erfolgsfall liegt vor, wenn ein Betrag von mindestens
30.000 €, gleichgültig ob durch Vergleich oder durch Urteil, zu-
gunsten des Auftraggebers tituliert wird. Ein Misserfolg liegt vor
bei einer Titulierung unter 10.000 €. Bei einer Titulierung zwischen
10.000 und 30.000 € fallen die gesetzlichen Gebühren an. Sollte
das Verfahren in der 2. Instanz fortgeführt werden, so entsprechen
die Zu- bzw. Abschläge auf die gesetzliche Vergütung denjenigen
der 1. Instanz. Wird ein anderer Anwalt für die 2. Instanz beauf-
tragt und führt dieser den für die 1. Instanz definierten (Teil-)Erfolg
herbei, so ist die Vergütung der ersten Instanz nachträglich ent-
sprechend der hier getroffenen Vereinbarung so zu gestalten, als
wenn Rechtsanwalt R den Erfolg bereits erstinstanzlich erstritten
hätte.

IV. Hinweis
1. Dem Auftraggeber ist bekannt, dass die gegnerische Partei, ein
Verfahrensbeteiligter oder die Staatskasse im Falle der Kostenerstat-
tung regelmäßig nicht mehr als die gesetzliche Vergütung erstatten
müssen.
2. Dem Auftraggeber ist bekannt, dass die zwischen den Parteien
geschlossene Vereinbarung keinen Einfluss auf die ggf. vom Auftrag-
geber zu zahlenden Gerichtskosten, Verwaltungskosten und die von
ihm zu erstattenden Kosten anderer Beteiligter hat.
3. Dem Auftraggeber ist ferner bekannt, dass bei einem derzeit
bekannten Gegenstandswert von 50.000 € die gesetzliche Ver-
gütung des Rechtsanwalts maximal 3.000 € zzgl. geltender Umsatz-
steuer beträgt. Bei der Berechnung der voraussichtlichen gesetzli-
chen Vergütung sind die Parteien von Folgendem ausgegangen: […]
Dem Auftraggeber ist bekannt, dass eine gegenstandswertabhängi-
ge und nicht zu prognostizierende Erhöhung der gesetzlichen Ge-
bühr bei Erhöhung des Streitwerts erfolgen kann. Rechtsanwalt R
war nicht bereit, eine erfolgsunabhängige vertragliche Vergütung
statt der gesetzlichen Vergütung zu akzeptieren.
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& SACHVERHALT
B will eine ihm gehörende Dachgeschosswohnung (180 m²) vermieten. Er gibt eine Annonce
im Bonner Stadtanzeiger mit folgendem Inhalt auf:

* Die Verfasserin ist Prüferin am Bundesrechnungshof.
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„Voll sanierte 6-Zimmer Altbauwohnung nebst Balkon in bester Bonner Rheinlage (nahe
der Oper) mit Blick ins Grüne für 2.700 € monatlich (15 €/m²) zzgl. Nebenkosten (500 € mtl.)
zu vermieten“.

Hierauf meldet sich A, Jurastudent im 17. Semester, der gezwungen ist, aus dem Studenten-
wohnheim nunmehr endgültig auszuziehen. A ist nach Besichtigung begeistert von der Woh-
nung und unterschreibt sofort einen unbefristeten Mietvertrag mit B, um jeglichen anderen
Interessenten zuvorzukommen. Vor Unterzeichnung weist B den A noch auf folgende im
Mietvertragsformular enthaltene Klausel mit der Bemerkung hin, dass es ihm hiermit sehr
ernst sei, da er damit schon bei den Vormietern gute Erfahrungen gemacht habe:

„Gibt der Mieter die Mietsache nicht zurück, so hat er für jeden angefangenen Monat der
nicht erfolgten Rückgabe das 1 ½-fache der im Mietvertrag vereinbarten monatlichen Kaltmie-
te als Nutzungsentschädigung zu bezahlen.“

A unterschreibt den Mietvertrag sofort. Zum 01.01.2009 zieht A sodann in die Wohnung
ein. Bald schon merkt er jedoch, dass die Wohnung trotz seiner zahlreichen Nebentätigkeiten
ein wenig teuer für ihn ist. Auch seine Eltern wollen ihm kein weiteres Geld leihen. Daher
entschließt sich B, ein Zimmer der Wohnung (50 m²) an seine Kommilitonin C, an der er seit
längerem interessiert ist, für 900 € monatlich kalt ab dem 01.03.2009 (der schriftliche Vertrag
sieht eine zeitliche Befristung bis zum 31.12.2010 vor) unterzuvermieten, wozu A ausweislich
des Mietvertrags mit B auch berechtigt ist. Die Nebenkosten werden separat abgerechnet. Den
von ihm mit B abgeschlossenen Mietvertrag zeigt er C nicht, da er befürchtet, C könnte sonst
versuchen, die Miete zu „drücken“, da er mit ihr 18 €/m² heraushandeln konnte; die orts-
übliche Vergleichsmiete beträgt 16 €/m².

Trotz des Geldsegens gerät A auf Grund seines exklusiven Lebensstils mehr und mehr in
Geldnöte, sodass er beschließt, beginnend mit Mai 2009 die Mietzahlungen an B auf 1.500 €
(lt. Überweisungsbelegen 1.400 € als monatliche Miete und 100 € für die Nebenkosten) zu
reduzieren. Da B mit den Vormietern schon schlechte Erfahrungen gemacht hat, platzt diesem
ohne ein weiteres Gespräch mit A der Kragen als er seine Kontoauszüge sieht. Er übergibt
dem A am 06.06.2009 ein Schreiben mit folgendem Inhalt:

„Da Sie insgesamt mit 3.400 € der Monatsmieten Mai bis Juni 2009 in Rückstand sind, will
ich, dass Sie sofort aus meiner Wohnung ausziehen, damit ich diese an anständige Mieter
vermieten kann!“

C weiß von alledem nichts und zahlt weiterhin die vereinbarte Miete an A.
A reagiert weder auf das Schreiben noch denkt er daran, auszuziehen. Als B am 01.07.2009

bemerkt, dass A sich immer noch in der Wohnung aufhält, kommt es zu einem Streit im
Treppenhaus, währenddessen B erklärt, dass A nunmehr sofort ausziehen soll, da er anderen-
falls die Sache seinem Anwalt übergeben werde. Auch C, mitten in der Vorbereitung auf ihr 1.
Juristisches Staatsexamen, wird trotz Ohropax Zeugin dieser hässlichen Auseinandersetzung.
A denkt gar nicht daran, aus der Wohnung auszuziehen, zumal seine Angebetete C auch noch
da ist. B jedoch meint es ernst und erhebt völlig entnervt vor dem Amtsgericht Klage auf
Räumung und Nutzungsersatz, die dem A am 10.07.2009 zugestellt wird. In dieser für A
überraschenden Situation teilt ihm C mit, dass sie schnellstmöglich den Mietvertrag beenden
will, um mit ihrem neuen Freund zusammenzuziehen. A erholt sich schnell von dem Schock,
dass C nunmehr vergeben ist und erinnert sie daran, dass sie einen befristeten Mietvertrag
nicht so einfach auflösen könne. Da C aber nichts sehnlicher will, als Tag und Nacht mit ihrem
Freund zusammen zu sein, einigt sie sich mit A auf die Zahlung einer „Entschädigung“ für den
vorzeitigen Auszug i.H.v. 2.000 € und zieht zum 31.08.2009 aus.

Um endlich zur Ruhe zu kommen, zahlt A dem B die rückständige Miete am 11.09.2009
komplett in bar. B nimmt zwar das Geld dankend an, verlangt aber zusätzlich noch Nutzungs-
ersatz einschließlich Untermiete und Entschädigung und beharrt auf dem Auszug des A, da er
das Vertrauen in dessen Redlichkeit verloren habe. A verweigert den Auszug, da schließlich
keine Rückstände mehr bestünden. Da die Untervermietung rechtmäßig erfolgte, will er auch
das Geld behalten. Im Übrigen beruhten 500 € der „Entschädigung“ – nachweislich – alleine
auf seinem Verhandlungsgeschick.

1. Frage: Welche Ansprüche stehen dem B gegen A auf Räumung der Wohnung zu?

2. Frage: Kann – wenn ja, in welcher Höhe – B von A Nutzungsersatz verlangen?

Hinweis: Ansprüche gegen C sollen nicht geprüft werden.

& LÖSUNG

1. FRAGE
Welche Ansprüche stehen dem B gegen A auf Räumung der Wohnung zu?
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